
Öffentliche Bekanntmachung der Geneh-
migung des Änderungsverfahrens 45 MH 
Holzstraße zum Regionalen Flächen- 
nutzungsplan der Planungsgemeinschaft 
Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der 
Stadt Mülheim an der Ruhr 
 
Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Her-
ne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in ihren 
Sitzungen vom 29.11. bis 15.12.2022 die folgende Än-
derung zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Pla-
nungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr beschlossen: 
 
45 MH Holzstraße 
 
Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum 
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom 
20.06.2023 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2023-
0002763) gemäß § 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz 
(LPlG) NRW vom 03.05.2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08.07.2021 
(GV. NRW. S. 904), im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03.05.2005 (GV. NRW.  
S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 08.07.2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit  
§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20.07.2022 (BGBl. I, S. 1353), wird die Änderung zum Re-

gionalen Flächennutzungsplan - einschließlich Textteil/Be-
gründung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden 
Erklärung - beim Regionalverband Ruhr (Regionalpla-
nungsbehörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 
 
Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirksam-
keit der Änderung auf der Internetseite der Städteregion 
Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/regionaler 
_flaechennutzungsplan.html eingesehen werden und sind 
auch über das zentrale Internetportal des Landes 
https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de zugänglich. 
Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den 
einzelnen Städten der Planungsgemeinschaft Auskunft 
erteilt. 
 
Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird 
mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die Städte 
der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der gesonder-
ten öffentlichen Bekanntmachung durch die Landespla-
nungsbehörde gemäß § 14 LPlG NRW vom 03.05.2005 
(GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 08.07.2021 (GV. NRW. S. 904), im Gesetz- 
und Verordnungsblatt NRW Ziel der Raumordnung. 
 
Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz 
(ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I, S. 2986), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 
2023 I, Nr. 88) geändert worden ist, sind Ziele der 
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Raumordnung von den öffentlichen Stellen und Privaten 
in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen zu beachten. 
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Hinweise: 
 
I.   Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hinge-

wiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1. eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Ver- 

letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

    2. nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs, 

    3. eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über die Umweltprüfung, 

 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

 
II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-

gewiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

    2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen 
Flächennutzungsplanes und 

    3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bo-
chum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der 
Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

 
III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fas-
sung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung gegen die Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplans nach Ablauf von sechs Mona-
ten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

 
    a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
    b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
    c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse 

zur Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans vorher beanstandet oder 

 

    d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 03.08.2023 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt 
Oberhausen 
 
Einwohnermeldewesen - Widerspruchsrechte gegen 
die Erteilung von Melderegisterauskünften und 
Datenübermittlungen nach dem Bundesmeldegesetz 
 
Nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) ist die Stadt 
Oberhausen als Meldebehörde zu verschiedenen 
Datenübermittlungen von Personendaten aus dem Mel-
deregister unter der Beachtung der datenschutzrecht-
lichen Regelungen verpflichtet. Rechtsgrundlagen hier-
für sind die verschiedenen Regelungen des Bundes-
meldegesetzes, die dazugehörigen Bundes- und 
Landesverordnungen sowie weitere Spezialgesetze. 
 
Gegen folgende Datenübermittlungen steht den Betrof-
fenen ein Widerspruchsrecht zu: 
 
1.  Übermittlung von Daten eines Familienangehöri-

gen an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesell-
schaft, wenn der Familienangehörige der melde-
pflichtigen Person nicht derselben oder keiner 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft an-
gehört – soweit die Daten nicht für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts der jeweiligen Religions-
gesellschaft übermittelt werden - gemäß § 42  
Abs. 1 bis 3 BMG 

 
    Sie können der Datenübermittlung gemäß § 42  

Abs. 3 Satz 2 BMG widersprechen. 
 
2.  Übermittlung von Daten an Parteien, Wähler-

gruppen und anderen Trägern von Wahlvor-
schlägen im Zusammenhang mit Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler 
Ebene gemäß § 50 Abs. 1 BMG 

 
    Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50  

Abs. 5 BMG widersprechen. 
 
3.  Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- 

oder Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse oder 
Rundfunk gemäß § 50 Abs. 2 BMG 

 
    Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50  

Abs. 5 BMG widersprechen. 
 
4.  Übermittlung von Daten aller volljährigen Ein-

wohner an Adressbuchverlage für die Heraus-
gabe von Adressbüchern (Adressenverzeich-
nisse in Buchform) gemäß § 50 Abs. 3 BMG 

 
    Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50  

Abs. 5 BMG widersprechen. 
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5.  Übermittlung von Daten zu Personen, die im 
Folgejahr volljährig werden und die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, an das Bundesamt 
für das Personalmanagement der Bundeswehr 
zum Zwecke der Übersendung von Informations-
material gemäß § 58c Abs. 1 Soldatengesetz bis 
zum 31.03. eines Jahres. Ein eventueller Wider-
spruch wird mit der Vollendung des 18. Lebens-
jahres automatisch gelöscht. 

 
    Sie können der Datenübermittlung gemäß § 36  

Abs. 2 BMG widersprechen. 
 
Der Widerspruch ist schriftlich und formlos oder zur 
Niederschrift bei einer der drei nachstehend genannten 
Bürgerservicestellen zu erklären. Der Widerspruch bleibt 
bis zu dessen Widerruf im Melderegister der Stadt Ober-
hausen gespeichert, sofern keine gesetzlichen Lösch- 
fristen bestehen: 
 
Bürgerservicestellen: 
Bürgerservicestelle Alt-Oberhausen, Schwartzstraße 72, 
46045 Oberhausen 
 
Bürgerservicestelle Osterfeld, Bottroper Straße 183, 
46117 Oberhausen 
 
Bürgerservicestelle Sterkrade, Bahnhofstraße 66,  
46145 Oberhausen 
 
Öffnungszeiten: 
Montag bis Mittwoch: 08:00 bis 16:00 Uhr 
Donnerstag: 08:00 bis 18:00 Uhr 
Freitag: 08:00 bis 12:00 Uhr 
 
Oberhausen, 20.07.2023 
 
Stadt Oberhausen 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
Jehn 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Wahl-
leiters der Stadt Oberhausen 
 
Das Mitglied der Bezirksvertretung Alt-Oberhausen Herr 
René Bargatzky hat gem. §§ 38, 46a des Gesetzes über 
die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalwahlgesetz - KWahlG) dem Wahlleiter zur 
Niederschrift erklärt, dass er auf sein Mandat verzichtet 
und zum 31.07.2023 aus der Bezirksvertretung Alt-
Oberhausen ausscheidet.  
 
Demnach ist der noch nicht gewählte Bewerber aus dem 
Listenvorschlag der Partei Freie Demokratische Partei 
(FDP)  
 
Herr 
Maximilian Baum 
46049 Oberhausen 
Geboren 2000 in Oberhausen 
E-Mail: baum-maxi@web.de 
Student 
 
berufen worden, welcher damit ab dem 01.08.2023 an 
die Stelle des Herrn Bargatzky tritt. 
 
Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter - Fach-
bereich Wahlen - schriftlich oder mündlich zur Nieder-

schrift Einspruch gem. §§ 39, 45, 46a des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG), in der aktuellen 
Fassung, eingelegt werden.  
 
Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt 
dieser Bekanntmachung an. 
 
Oberhausen, 31.07.2023 
 
gez.:  
Motschull 
- Wahlleiter - 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

30183371835 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde wer-
den gemäß Teil 2 – Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz für 
Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei Monaten 
ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 25.07.2023  
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3045016494 
3041274071 
3041274063 
3041218755 
3041173190 
3041148853 
3019014699 
3002035230 
3006061646 

 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunden 
werden gemäß Teil 2 – Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz 
für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei Monaten 
ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 
 
Andernfalls werden die Sparurkunden für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 01.08.2023  
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3041289731 
3041200308 

 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunden 
werden gemäß Teil 2 – Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz 
für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei Monaten 
ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 
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Andernfalls werden die Sparurkunden für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 02.08.2023  
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3004042960 
3044015554 
3044069627 

 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunden werden gemäß 
Teil 2 – Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zum Sparkassengesetz für Nordrhein-Westfalen aufgefor-
dert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls werden die Sparurkunden für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 03.08.2023  
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 


